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EDITORIAL

Menschenrechte und Frieden gehören zusammen und stehen doch in einem komple-
xen Spannungsverhältnis. Fernab der tagespolitischen Aktualität des russischen An-
griffskrieges in der Ukraine und vieler weiterer bewaffneter Konflikte weltweit, widmet 
sich der Schwerpunkt des vorliegenden Heftes dem Thema auf grundlegende Weise. 
Anlehnend an Immanuel Kant werden zunächst rechtsphilosophische Überlegungen 
zu Menschenrechten im Krieg und zur Rechtsidee eines ewigen Friedens entwickelt. 
Dann wird untersucht, inwiefern sich der UN-Sicherheitsrat mit Menschenrechten 
und dem Zugang zu humanitärer Hilfe beschäftigt. Schließlich wird noch aufgezeigt, 
dass Menschenrechte zwar eine wesentliche Voraussetzung für (zumal positiven) Frie-
den sind, sie aber zugleich viel Konfliktpotenzial bergen. Dies fordert nicht zuletzt die 
politische Bildungsarbeit heraus. Viele Beiträge, die auf Grundlage des Call for Papers 
in der Redaktion eingingen, behandeln das nicht-triviale Verhältnis zwischen Friedens- 
und Menschenrechtsbildung. Weitere Artikel und ein Interview befassen sich mit 
Menschenrechten und der Wahrheitssuche nach der Beendigung von gewaltsamen 
Konflikten sowie mit dem Schutz von Familien in Flucht- und Kriegssituationen. 
Anknüpfend an das Gedenken an Georg Lohmann im vorangegangenen Heft folgen 
noch zwei weitere Beiträge, die den verstorbenen Rechtsphilosophen würdigen. Ab-
gerundet wird die Ausgabe mit Rezensionen zu lesenswerten Büchern.

Wir wünschen unseren Leser:innen eine spannende Lektüre.
Ihre Herausgeber:innen der zfmr

Menschenrechte und Frieden

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M. 
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Barbara Rohmann
Rohmann

Menschenrecht auf Bildung als Mittel für Frieden und 
Toleranz – das Erziehungswesen im Kosovo

Abstract 

Bildung leistet einen Beitrag zur Wahrung des Friedens und schafft Toleranz. Die im-
mense Wirkung, die von Bildung für ein friedvolles Zusammenleben in einer Gesellschaft 
ausgeht, wird häufig unterschätzt. In diesem Zusammenhang kommt es bei dem 
Menschenrecht auf Bildung nicht nur auf die Verfügbarkeit von und den Zugang zu 
Bildungseinrichtungen an, sondern auch auf den Inhalt und die Form. So können 
beispielsweise Curricula und Schulbücher Spannungen und Konflikte zwischen Men-
schen und Bevölkerungsgruppen zementieren, indem sie einseitige Beschreibungen 
der Geschichte an Schüler weitergeben. Anhand des Beispiels des Kosovo wird in 
diesem Beitrag erörtert, inwiefern das Erziehungswesen Spannungen zwischen eth-
nischen Gruppen in der Bevölkerung manifestieren kann. Der Beitrag schließt mit 
grundsätzlichen Folgerungen für und speziellen Anforderungen bezogen auf den 
Kosovo an das Erziehungswesen, um ein friedvolles Zusammenleben zwischen ver-
schiedenen kulturellen und ethnischen Gruppen zu befördern. 

Education contributes to the preservation of peace and creates tolerance. The im-
mense impact that education has on peaceful coexistence in a society is often unde-
restimated. In this context, the human right to education depends not only on the 
availability of and access to educational institutions, but also on its content and form. 
For example, curricula and textbooks may strengthen tensions and conflicts between 
people by passing on one-sided descriptions of history to students. Using Kosovo as 
an example, this paper discusses the extent to which education can manifest tensions 
between ethnic communities. The article concludes with general implications and 
requirements for the educational system in Kosovo in order to promote a peaceful 
coexistence between different cultural and ethnic communities.

1. Einleitung1

Das Recht auf Bildung ist ein Menschenrecht gemäß Artikel 26 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte der Vereinten Nationen (UDHR) und wurde gemäß 
Artikel 13 des Internationalen Pakts über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rech-
te (UN-Sozialpakt, ICESCR) noch erweitert. Artikel 28 der UN-Kinderrechtskon-
vention (CRC) beinhaltet ebenso das Recht auf Bildung wie auch Artikel 22 der 
Genfer Flüchtlingskonvention (1951 Refugee Convention). Das Recht auf Bildung 

1 Der Beitrag gibt die persönliche Auffassung der Autorin wieder. 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M. 
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ist zugleich in Artikel 14 der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (CFR) 
und in Artikel 2 des ersten Zusatzprotokolls der Europäischen Menschenrechtskon-
vention (ECHR) verankert sowie auch in weiteren internationalen Verträgen. Damit 
hat das Recht auf Bildung einen starken internationalen normativen Rahmen und ist 
völkerrechtlich umfassend geregelt. 

Aber das Recht auf Bildung ist nicht nur ein Menschenrecht, das völkerrechtlich 
in Abkommen statuiert ist, sondern Bildung ist eines der wirkungsvollsten Mittel 
und Maßnahmen, um ein festes Fundament der Gesellschaft eines Staates zu bauen, 
da Bildung sozialen Wohlstand und politische Stabilität mit sich bringt. Eine gute 
Bildung trägt zur Entwicklung eines Menschen bei und hat einen starken Einfluss 
auf die Identitätsbildung des Einzelnen, weshalb Bildung ein wichtiger Aspekt jeder 
sich entwickelnden Gesellschaft ist. Bildung und Erziehungswesen können einen 
positiven Wandel in einer Gesellschaft herbeiführen. Dies ist insbesondere auch in 
Ländern, die unter Konflikten gelitten haben, der Fall, wo Bildung eine Plattform 
für die Friedenskonsolidierung darstellen kann (Palushi 2020: 12). Bildung kann 
zu nachhaltigem Frieden und nachhaltiger Entwicklung nach Konflikten beitragen, 
zum Beispiel durch die Beseitigung der Konfliktursachen, durch die Stärkung der 
staatlichen Legitimität, durch die Förderung des sozialen Zusammenhalts und des 
sozialen Wandels sowie durch den Aufbau einer integrativen Bürgerschaft, und 
liefert einen Beitrag zur sozialen Gerechtigkeit (Novelli et al. 2017: 17). 

Umgekehrt kann aber auch das Bildungssystem ein Stolperstein und ein Hindernis 
auf dem Weg zum Frieden sein und im Gegenteil für mehr Spannungen sorgen. 
Schulen können ein Hort personeller, struktureller und kultureller Gewalt sein oder 
direkt zu Gewalt anstiften und so zur Verschärfung und Verfestigung von ethnischen, 
religiösen und sozialen Spannungen, Konflikten und Diskriminierungen beitragen 
(Davies 2013: 2). Entscheidend ist also nicht nur die reine Verfügbarkeit von und der 
Zugang zu Bildungseinrichtungen, sondern auch deren Ausgestaltung sowie der 
Lerninhalt.2 

Die Segregation nationaler Minderheiten in der Bildung ist ein ständiger Kritik-
punkt, der regelmäßig von unterschiedlichen Menschenrechtsvertragsorganen der 
Vereinten Nationen vorgetragen wird (Gerbig/Krennerich 2022: 182). Der Kosovo3 

2 Die Bildungsqualität wird gerade auch in den Bestimmungen zu den Zielen der Bildung in der UN-
Kinderrechtskonvention aufgegriffen; vgl. Krennerich 2013: 289.

3 Die Bezeichnung „Kosovo“ berührt nicht die Standpunkte zum Status und steht im Einklang mit der 
Resolution 1244/1999 des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen (UN) und dem Gutachten des 
Internationalen Gerichtshofs zur Unabhängigkeitserklärung des Kosovo.

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M. 
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und sein Bildungssystem ist ein Beispiel für eine institutionalisierte Segregation,4 die 
dafür sorgt, dass Spannungen zunehmen und ganze Generationen auseinanderdriften. 
Die Auseinandersetzungen zwischen dem Kosovo und Serbien, die sich Ende des 
Jahres 2022 verschärften,5 schürten Ängste vor dem Scheitern der Normalisierung 
der Beziehungen zwischen Pristina und Belgrad6 und vor einem erneuten Aufkommen 
eines Konfliktes. Mehr als zwei Jahrzehnte nach Ende des bewaffneten Konflikts7 
leben die verschiedenen ethnischen Gruppen im Kosovo8 mehr neben- als mitein-
ander. Es gibt immer wieder gewaltsame Vorfälle zwischen Serb:innen und Alba-
ner:innen, weil ethnische Spannungen aufflammen.9 Diese ethnischen Spannungen 
liegen auch im Bildungssystem begründet.

4 Hier wird Segregation als eine räumliche Abbildung sozialer Ungleichheit in einer Gesellschaft verstan-
den. Mit Segregation ist also die räumliche Trennung und Absonderung einer oder mehrerer 
Bevölkerungsgruppe(n) nach Merkmalen wie sozialer Schicht, ethnisch-kulturellem Hintergrund oder 
Lebensstil gemeint. 

5 Der Kosovo hatte geplant, ab 1. November 2022 rund 10.000 serbischen Autofahrer:innen, die noch 
serbische Autokennzeichen aus der Zeit vor 1999 verwenden, Bußgelder aufzuerlegen. Dieser Plan stieß 
auf heftigen und teilweise gewaltsamen Widerstand der im nördlichen Teil des Kosovo lebenden 
Serb:innen. Als Zeichen des Protests legten im November 2022 fast 600 Polizeibeamt:innen der serbi-
schen Minderheit im Kosovo, gefolgt von Richter:innen, Staatsanwält:innen und anderen Staatsbe-
diensteten, ihre Arbeit nieder. Auch die Parlamentarier:innen der Serbischen Liste legten ihre Mandate 
nieder.

6 Belgrad-Pristina-Dialog – von der Europäischen Union (EU) seit 2011 geleiteter Dialog über die um-
fassende Normalisierung der Beziehungen zwischen Serbien und dem Kosovo; siehe auch das Brüsseler 
Abkommen – Erstes Grundsatzabkommen über die Normalisierung der Beziehungen vom 19. April 
2013, https://www.srbija.gov.rs/cinjenice/en/120394 (Zugriff: 20. März 2023).

7 Der Kosovokrieg um die Kontrolle des Kosovo fand vom 28. Februar 1998 bis zum 10. Juni 1999 statt. 
8 Bei einer Bevölkerungsgröße von etwas weniger als zwei Millionen stellt sich die ethnische Gruppen-

zugehörigkeit im Kosovo geschätzt ungefähr wie folgt dar: Albaner:innen 92,9 %; Serb:innen 1,5 %; 
Bosnjak:innen 1,6 %; Roma/Romnja 0,5 %; Türk:innen 1,1 %; Andere (Ashkali, Ägypter:innen, 
Gorani) 2,4 %, https://www.cia.gov/the-world-factbook/countries/kosovo/#people-and-society 
(Zugriff 27. März 2023). Diese Schätzungen repräsentieren die Serben, Roma und einige andere 
ethnische Minderheiten unter, da sie auf der nationalen Volkszählung des Kosovo von 2011 basieren, 
bei welcher der Norden des Kosovo (eine weitgehend von Serben bewohnte Region) nicht berück-
sichtigt wurde und welche von den serbischen und Roma-Gemeinschaften im Süden des Kosovo 
teilweise boykottiert wurde. Andere Quellen gehen von einer serbischen Bevölkerungsgröße von 4 % 
bis 8 % aus, https://worldpopulationreview.com/countries/kosovo-population (Zugriff: 27. März 
2023). Die Siedlungsgebiete der Serben befinden sich heute zu etwa 40 % im Norden des Kosovo 
und dem nördlichen Teil der Stadt Mitrovica, sowie in einigen über das ganze Gebiet des Kosovo 
verstreuten Gemeinden.

9 Siehe zum Beispiel Reuters Artikel vom 11. Dezember 2022: https://www.reuters.com/world/europe/
serbs-kosovo-block-roads-clash-with-police-ethnic-tensions-worsen-2022-12-11 (Zugriff: 21. März 
2023). 

© Wochenschau Verlag, Frankfurt/M. 
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2. Hintergrund

Der Kosovo ist seit seiner Staatsgründung im Februar 2008 der jüngste Staat Europas, 
der jedoch nicht von jedem Land der Welt anerkannt wurde.10 Die internationale 
Gemeinschaft ist sich hinsichtlich des Status des Kosovo nicht einig. Die erklärte 
Unabhängigkeit der ehemaligen autonomen Provinz Jugoslawiens, die vornehmlich 
durch den Krieg (1998-1999) und die NATO-Intervention im Jahr 1999 ermöglicht 
wurde, wird zum Beispiel von fünf EU-Mitgliedstaaten sowie von Serbien und Russ-
land nicht anerkannt,11 weil diese Staaten der Ansicht sind, dass die Unabhängigkeits-
erklärung des Kosovo die völkerrechtliche Souveränität Serbiens verletze. 

Dass Serbien den Kosovo völkerrechtlich nicht anerkennt, hat unter anderem zur 
Folge, dass das serbische Bildungsministerium, das von Belgrad aus geleitet wird, ein 
eigenes Schulsystem im Kosovo neben dem offiziellen Schulsystem des Kosovo unter-
hält. Seit dem Ende des Krieges 1999 gibt es im Kosovo zwei parallele und getrennte 
Bildungssysteme. Im Kosovo werden kosovo-albanische und serbische Kinder getrennt 
voneinander unterrichtet. Das kosovarische System ist überwiegend in albanischer 
Sprache und verfügt in verschiedenen Teilen des Kosovo auch über Kurse in bosnischer 
und türkischer Sprache.12 Serbische Kinder, die eine Minderheit im Kosovo darstellen, 
besuchen häufig Schulen, an denen Serbisch gesprochen wird.13 Das serbische Paral-
lelschulsystem ist serbisch-sprachig und verwendet den serbischen staatlichen Lehrplan. 
Der Unterricht folgt dem Curriculum, das durch das serbische Bildungsministerium 

10 82 UN-Mitgliedstaaten hatten den Kosovo nicht als unabhängigen Staat anerkannt, darunter Brasilien, 
China, Indien und die Russische Föderation. 

11 Staaten, die die Unabhängigkeit des Kosovo nicht anerkennen – 20 Staaten haben ihre Anerkennung 
widerrufen (Stand 2023) – EU: Griechenland, Slowakei, Spanien, Rumänien, Zypern; weiteres Europa: 
Belarus, Bosnien-Herzegowina, Moldau, Russland, Serbien, Ukraine; Afrika: Algerien, Angola, Äthio-
pien, Äquatorialguinea, Botswana, Demokratische Republik Kongo, Eritrea, Kamerun, Kap Verde, 
Kenia, Mali, Marokko, Mauritius, Mosambik, Namibia, Nigeria, Republik Kongo, Ruanda, Sambia, 
Seychellen, Simbabwe, Südafrika, Südsudan, Sudan, Tunesien, Uganda; Amerika: Argentinien, Bahamas, 
Bolivien, Brasilien, Chile, Ecuador, Guatemala, Jamaika, Kuba, Mexiko, Nicaragua, Paraguay, St. 
Vincent und die Grenadinen, Trinidad und Tobago, Uruguay, Venezuela; Asien: Armenien, Aserbaid-
schan, China, Bhutan, Georgien, Indien, Indonesien, Irak, Iran, Kasachstan, Kirgistan, Laos, Libanon, 
Kambodscha, Mongolei, Myanmar, Nepal, Nordkorea, Philippinen, Sri Lanka, Syrien, Tadschikistan, 
Turkmenistan, Usbekistan, Vietnam. 

12 Die voruniversitäre Ausbildung wird in vier Sprachen angeboten: Albanisch, Türkisch, Bosnisch sowie 
Serbisch. Die Bildung in den verschiedenen Sprachen der ethnischen Gemeinschaften ist gewöhnlich 
in deren jeweiligen Gemeinden verfügbar.

13 Schulen mit serbischer Trägerschaft werden hauptsächlich von Kosovo-Serbischen Schüler:innen, aber 
auch von Kosovo-Gorani, Kosovo-Bosnjak:innen, Kosovo-Roma/Romnja (die in überwiegend von 
Kosovo-Serb:innen bewohnten Gebieten leben), Kosovo-Kroat:innen und Kosovo-Montenegriner:innen 
besucht. 
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in Belgrad vorgegeben wird. Die Bildungsministerien des Kosovo und Serbiens arbei-
ten jedoch nicht zusammen.

Diese tatsächliche Trennung von Serb:innen und Albaner:innen auf der Ebene der 
Schulbildung hat tiefe historische Wurzeln. In Jugoslawien mit den damals geltenden 
Grundsätzen des Sozialismus und der Dezentralisierung teilten sich Albaner:innen 
und Serb:innen zwar die gleichen Bildungseinrichtungen, aber die Teilnahme war in 
vielerlei Hinsicht ungleich. Als Slobodan Milošević in den späten 1980er Jahren Prä-
sident Serbiens wurde, nahm der serbische Nationalismus deutlich zu, und die Auto-
nomie des Kosovo war bedroht. Milošević strebte eine Serbisierung des Kosovo auch 
auf dem Gebiet der Bildung an. Ein serbischer Lehrplan galt in allen kosovarischen 
Schulen wie auch in der Universität von Pristina. 1989 strich das serbische Regime 
den Unterricht in albanischer Sprache für weiterführende Schulen und Universitäten 
(Kostovicova 2005: 38). Albanisch war seit 1974 Amtssprache im Kosovo, durfte aber 
ab 1989 nicht mehr offiziell gebraucht werden (Medeiros 2021: 265). Während des 
repressiven Regimes von Milošević wurden albanische Schüler:innen und Uni-
versitätsstudent:innen entlassen. Albaner:innen, die eine höhere Schule besuchen 
wollten, mussten sich dem serbischen Lehrplan unterwerfen, ansonsten hatten sie 
keinen Zugang zu öffentlichen Schulen. Etwa 6.000 albanischstämmige Lehrer:innen 
und Professor:innen verloren ihren Arbeitsplatz bis Ende 1991 (Clark 2000: 96 f.). 
Die Albaner:innen initiierten die Schaffung eines parallellaufenden Bildungssystems, 
indem sie Unterricht in Privathäusern organisierten, insbesondere für die Gymnasien 
und die Universität von Pristina, und neue Lehrpläne schrieben, um die albanische 
nationale Identität zu fördern (Kastrati 2016: 149). Auf diese Weise zeichnete sich 
bereits die Existenz eines unabhängigen albanischen Staates im Kosovo ab, und ein 
Exempel wurde statuiert. 

Nach dem Ende des Krieges im Juni 1999 wurde die UN-Mission UNMIK im 
Kosovo formiert.14 Eine ethnische Dezentralisierung wurde durch UNMIK eingeführt, 
um den Konflikt und das, was als Ursache der Instabilität angesehen wurde, anzugehen 
(Randazzo/Bargués 2012: 33). UNMIK hat aber tatsächlich zu der Segregation im 
kosovarischen Bildungssystem seinen Beitrag geleistet15 und die Grundlage für eine 
noch schärfere Trennung im Bildungswesen zwischen den zwei größten Bevölkerungs-

14 Die UN-Mission (UNMIK) wurde auf der Grundlage der Resolution 1244 (1999) des UN-Sicher-
heitsrates entsandt. Die Resolution erkannte die territoriale Integrität und Souveränität Serbiens an. 
UNMIK verfügte über administrative Vollmacht für den Kosovo. Offensichtlich war, dass der Kosovo 
nicht mehr in Serbien eingegliedert werden sollte. 

15 https://balkaninsight.com/2019/03/28/un-shares-blame-for-segregated-education-in-kosovo (Zugriff 
19. März 2023). 
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gruppen, den Albaner:innen und den Serb:innen im Kosovo, geschaffen (Sommers/
Buckland 2004: 146 f.). Seither haben sich im Kosovo zwei extrem segregierte Bil-
dungssysteme entwickelt, die bis in die heutige Gegenwart fortbestehen. 

3. Problematik

Diese parallelen Strukturen im Bildungssystem, die durch den serbischen Staat im 
Kosovo unterhalten werden, bergen die Gefahr, dass Kinder an den serbischen Schu-
len früh eine Ablehnung der kosovarischen Gesellschaft lernen. Man findet zum 
Beispiel an serbischen Schulen im Kosovo weder eine kosovarische Fahne noch koso-
varische Schulbücher oder irgendetwas, was auf eine Anerkennung des Kosovo als Staat 
schließen lassen könnte. 

Umgekehrt lernen albanische Kinder nicht den natürlichen und unbefangenen 
Umgang mit serbischen Kindern oder Kindern anderer Bevölkerungsgruppen. Ge-
meinsame Aktivitäten wie Sportveranstaltungen oder kulturelle Feste finden so gut 
wie nie statt. Der berechtigte Ansatz, Schüler:innen Erziehung und Ausbildung in der 
Muttersprache zu ermöglichen (Gerbig/Krennerich 2022: 185), führte zu dieser 
kompletten Teilung des Erziehungswesens und hat weitreichende Konsequenzen in 
anderen Dimensionen des Lebens. Aufgrund der Tatsache, dass serbische Kinder 
ausschließlich in serbischer Sprache unterrichtet werden und albanische Kinder hin-
gegen albanische Schulen besuchen und dort nur albanisch sprechen, wächst eine 
Generation heran, die keine gemeinsame Sprache mehr spricht. Die sprachliche 
Desintegration der Gesellschaft ist weit fortgeschritten. 

Nationalistische Gedanken und Gesinnung werden auch offen durch die Schulen 
und die anderen Bildungseinrichtungen gefördert (Selenica 2022: 194); es kann vor-
kommen, dass Kinder bei Malwettbewerben patriotische Motive verwenden, die 
harmlos aussehen mögen, wie zum Beispiel ein Abbild des albanischen Nationalhelden 
Skanderbeg,16 aber auch eindeutig ethnonationalistischer Natur sind, wie zum Beispiel 
eine Karte von Großalbanien.17 

16 Gjergj Kastrioti (um 1405 bis 1468), genannt Skanderbeg, verteidigte das Fürstentum Kastrioti (Gebiet 
des heutigen Staates Albanien) gegen die Osmanen und erhielt daher von Papst Calixtus III. den Eh-
rentitel „Kämpfer des Christentums“ und von Papst Pius II. den des „Neuen Alexanders“; heute wird 
Skanderbeg von vielen als albanischer Nationalheld, auch im Kosovo, geehrt.

17 Der Begriff „Großalbanien“ umfasst die von einzelnen albanischen Nationalisten angestrebte bzw. gefor-
derte Vereinigung der vier folgenden historischen osmanischen Vilâyet (territoriale Verwaltungseinheit 
im Osmanischen Reich): Shkodra (Shkodra, heute Albanien), Üsküp (Skopje, heute Nordmazedonien), 
Manastir (Niš, heute Serbien) und Janina (Ioannina, heute Griechenland). Großalbanien ist also ein 
Gebiet, das Teile des heutigen Griechenlands, Montenegros, Nordmazedoniens und Serbiens umfasst. 
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Ganze Generationen driften durch die Trennung an den Schulen auseinander. Die 
Interaktion zwischen jüngeren Generationen ist erheblich behindert und dadurch auch 
ihre Fähigkeit, Toleranz aufzubauen und dem Ethno-Nationalismus zu widerstehen. 

Auch die Vermittlung der nationalen Geschichte durch die zwei unterschiedlichen 
Bildungssysteme im Kosovo fördert die tatsächliche Trennung der verschiedenen 
Bevölkerungsgruppen und stärkt die nationale und ethnische Identität der neuen 
Generationen auf beiden Seiten. Zudem wird diese Generation durch eine einseitige 
Geschichtsdarstellung ihrer Eltern geprägt. Beide Gruppen vermitteln ihren Kindern 
die Geschichte des Kosovo aus zwei völlig gegensätzlichen Blickwinkeln, wobei das 
nationale Narrativ der einen Bevölkerungsgruppe die andere verunglimpft, was folglich 
zu gegenseitigem Hass unter den jungen Generationen beider Seiten führt. 

Nirgendwo in Europa gibt es eine solche Trennung im Erziehungswesen wie im 
Kosovo. Die Institutionen des Kosovo sowie die internationale Gemeinschaft versäum-
ten es, integrierte und homogene Bildungssysteme und Lehrpläne sowohl für 
Albaner:innen als auch für Serb:innen anzubieten. Auf der anderen Seite wird die 
serbische Minderheit von Belgrad daran gehindert, sich in das existierende kosovarische 
Bildungssystem zu integrieren. Die Serb:innen wollen und müssen sich nicht an der 
Gestaltung der Lehrpläne beteiligen, da sie diese als Teil des selbsterklärten Staates 
Kosovo betrachten. Die Albaner:innen, die die Mehrheit der Bildungseinrichtungen 
des Landes leiten, ziehen es vor, Lehrpläne einzuführen, die nicht immer im Sinne der 
Verfassung des Kosovo sind, die den Kosovo als multiethnischen Staat definiert. Zwar 
hat jede:r Bürger:in laut kosovarischer Verfassung ein Recht auf Bildung im Kosovo18. 
Auch ist der Kosovo eine multiethnische und multikulturelle Gesellschaft19 – dies 
wird in der Verfassung auf der Grundlage des Konzepts der Staatsbürgerschaft als 
Identität garantiert. Aber die Bedeutung und die Ausdrucksformen dieser Begriffe sind 
sowohl innerhalb der dominanten albanischen Mehrheit als auch innerhalb der serbi-
schen Minderheit umstritten (Kastrati 2016: 146). Die beiderseitige Ablehnung führt 
zu einem Staatlichkeitsproblem für den Kosovo, das den Prozess nicht nur der Ge-
meinschafts-, sondern auch der Staatsbildung beeinträchtigt. Die Zahl der Menschen, 
die sich mit dem Staat Kosovo auf der Grundlage der Staatsbürgerschaft identifizieren 
können, scheint geringer als die Zahl der ethnozentrischen Menschen, die sich aus-
schließlich durch ihre ethnische Zugehörigkeit identifizieren und nur ihrer ethnischen 
Gruppe Bedeutung beimessen (Kastrati 2016: 150). Gleichzeitig werden dadurch die 

18 Siehe Artikel 47 der Verfassung der Republik Kosovo (Das Recht auf Bildung). 
19 Siehe Artikel 3 der Verfassung der Republik Kosovo (Die Gleichheit vor dem Gesetz).
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EU-Integrationsperspektiven des Kosovo,20 die die Toleranz zwischen verschiedenen 
ethnischen Gruppen in einer multikulturellen Gesellschaft fördern sollen, beeinträch-
tigt.

Die Bildung einer solch ausgeprägten ethnisch begründeten Identität insbesonde-
re unter den jüngeren Generationen ist eine politisch bedingte Konsequenz, und in-
folgedessen spielen sowohl diese ethnischen als auch nationalen Identitäten eine 
wichtige Rolle bei der Steuerung des sozialen wie auch des politischen Verhaltens. Die 
Vergangenheit hat uns gezeigt, dass ethnozentrische Sichtweisen viele schreckliche 
Ereignisse in der Geschichte des Balkans, einschließlich Völkermord und ethnischen 
Säuberungen, ermöglicht haben.

Die Trennung zwischen Albaner:innen und Serb:innen und anderen Bevölkerungs-
gruppen im Kosovo besteht aber nicht nur an den Schulen, sondern sie setzt sich im 
Erwachsenenleben fort. Die kosovarische Gesellschaft ist tief gespalten, und die 
Mehrheit der Bevölkerung mit albanischen Wurzeln und die Minderheitengruppe 
serbischer Abstammung leben weitgehend getrennt und voneinander abgeschottet. 
Über 20 Jahre nach dem Kosovo-Krieg stehen sich die albanische Mehrheit und die 
serbische Minderheit weiterhin eher feindlich gegenüber. Der Krieg ist über zwei 
Jahrzehnte vorbei, doch nachhaltiger Frieden ist noch lange nicht in Sicht (Schneider 
2015: 3). Die fehlende Perspektive für nachhaltige Versöhnung und politische Integ-
ration hemmt auch die politische und wirtschaftliche Entwicklung des Kosovo (Vulović 
2023: 1). Es scheint, dass die Möglichkeiten einer effektiven Integration bis auf Wei-
teres bloße Utopie bleiben. 

4. Fazit

Die Schwierigkeiten bei der Aussöhnung, bei der Förderung eines langanhaltenden 
Friedens zwischen den Bevölkerungsgruppen sowie bei der Verwirklichung der Men-
schenrechte im Kosovo kann daher unter anderem auf das separierte Bildungssystem 
zurückgeführt werden. Je stärker die Schulen ethnisch gespalten sind, desto schwieri-
ger ist der Erfolg der Friedensförderung und der Demokratisierung und desto heraus-

20 Am 27. Oktober 2015 wurde ein Stabilisierungs- und Assoziierungsabkommen (SAA) zwischen der 
EU und dem Kosovo unterzeichnet. Das SAA trat am 1. April 2016 in Kraft. Das Abkommen bezweckt 
die Unterstützung des Kosovo bei seinen Reformbestrebungen zur Übernahme des acquis communau-
taire der EU. Das Abkommen erwähnt auch das Bildungswesen des Kosovo: Artikel 107 SAA regelt, 
dass gewährleistet werden muss, dass der Zugang zu allen Ebenen der allgemeinen und beruflichen 
Bildung im Kosovo frei von Diskriminierung aus Gründen des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen 
Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen 
Ausrichtung ist.
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fordernder ist es, Albaner:innen und Serb:innen zu vereinigen. Man kann sich nun 
fragen, wie die Bildung in einer multiethnischen und multikulturellen Gesellschaft 
ausgestaltet werden sollte und ob es überhaupt in Zukunft möglich sein wird, eine 
positive und friedliche Entwicklung für alle Bevölkerungsgruppen, insbesondere für 
die serbische Minderheit, im Kosovo zu beeinflussen. Ein homogenes Bildungssystem 
mit Bildungsangeboten für alle ethnischen Gruppen gestaltet sich als schwierig. An-
dererseits waren Schulen und die Universität die wichtigsten Einrichtungen, in denen 
sich die serbische und die albanische Bevölkerung des Kosovo vor 1990 bis zu einem 
gewissen Grad vermischten (Kastrati 2016: 149). 

Es gibt einige positive Entwicklungen im Kosovo, die Hoffnung auf eine Verbes-
serung der Situation machen. So haben Kosovo und Serbien während des Dialogs in 
Brüssel eine Einigung über die gegenseitige Anerkennung von Diplomen erzielt.21 
Seitdem ist es Personen mit einem Diplom beider Seiten möglich, sich um eine Stelle 
zu bewerben und potenziell in Zukunft im Kosovo oder in Serbien zu arbeiten. 

Darüber hinaus hat sich der Kosovo durch internationale und nationale Standards 
verpflichtet, die Rechte von Gemeinschaften zu schützen und zu fördern, mit dem Ziel, 
eine kulturell vielfältige und dennoch integrierte Gesellschaft zu schaffen, in der Rech-
te von Mitgliedern aller Gemeinschaften respektiert werden. So statuiert das Gesetz 
über die voruniversitäre Bildung,22 dass „der Zweck der voruniversitären Bildung und 
Ausbildung darin besteht, (…) die/den Schüler:innen auf ein verantwortliches Leben 
im Geiste von Verständigung, Frieden, Toleranz, Gleichberechtigung der Geschlechter 
und Freundschaft mit den Angehörigen aller Gemeinschaften vorzubereiten“ (Art. 1.2), 
und dass „Vertreter:innen aller Gemeinschaften in die Entwicklung oder Überprüfung 
des Kosovo-Curriculums eingebunden werden“ (Art. 24.2 und 25.4). Das Gesetz zum 
Schutz und zur Förderung der Rechte der Gemeinschaften und ihrer Mitglieder23 besagt, 
dass „der Bildungslehrplan des Kosovo die Geschichte, Kultur und andere Merkmale 
der traditionell im Kosovo vertretenen Gemeinschaften abdecken und einen Geist des 
Respekts, des Verständnisses und der Toleranz zwischen allen Gemeinschaften im 
Kosovo fördern muss. Bei der Entwicklung eines solchen Lehrplans müssen die reprä-

21 Mit Ausnahme der gegenseitigen Anerkennung von Diplomen wurde die Frage eines dualen Bildungs-
angebots im Kosovo im Rahmen des von der EU geförderten Dialogs über die Normalisierung der 
Beziehungen zwischen Pristina und Belgrad nicht behandelt. 

22 Law No. 04/L-032 2011; Law on Pre-University Education in the Republic of Kosovo:
 http://old.kuvendikosoves.org/common/docs/ligjet/Law%20on%20preuniversity%20education.pdf 

(Zugriff: 28. März 2023).
23 Law No. 03/L-047a 2008; Law on the Protection and Promotion of the Rights of Communities and 

their Members: https://gzk.rks-gov.net/ActDocumentDetail.aspx?ActID=2531 (Zugriff: 28. März 2023).
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sentativen Organisationen der Gemeinden konsultiert werden“ (Art. 8.12). Das Bil-
dungsgesetz der Gemeinden des Kosovo24 stipuliert, dass „Primar- und Sekundarschu-
len eine diskriminierungsfreie Bildung fördern und Initiativen umsetzen müssen, um 
Toleranz und Wertschätzung für Vielfalt zu erhöhen und negative oder ausschließende 
Verhaltensweisen/Einstellungen zu unterbinden“ (Art. 3.b). Das Gesetz über die loka-
le Selbstverwaltung25 und die Strategie zur kommunalen Selbstverwaltung 2016-2026 
sieht die Förderung der kulturellen, ethnischen und sprachlichen Vielfalt durch kom-
munale Aktionspläne vor, einschließlich Unterricht in lokaler Sprache, Lehrplanakti-
vitäten zu Multikulturalismus und Menschenrechten sowie gemeinsame außerschulische 
Aktivitäten mit den verschiedenen Gemeinschaften (Ziel 5).

Des Weiteren gibt es im Kosovo seit Mai 2007 einen strategischen Plan des Minis-
teriums für Bildung, Wissenschaft und Technologie zur allgemeinen Schulbildung mit 
besonders auf die Bedürfnisse von Minderheiten zugeschnittenen Maßnahmen. Der 
Strategieplan für das Bildungswesen im Kosovo 2017-2021 sah als eines seiner Ziele 
die Entwicklung und Umsetzung von Maßnahmen und Mechanismen zur Förderung 
der interethnischen Beziehungen durch Bildung vor. Ein neuer Strategischer Plan für 
das Bildungswesen im Kosovo 2022-2026 wurde vom Premierminister am 27. Okto-
ber 2022 vorgestellt. Nun müssen diese positiven Schritte und Rahmenbedingungen 
weiter in die Tat umgesetzt werden. 

Nach den Vorfällen Ende des Jahres 2022 gab es am 19. März 2023 eine mündliche 
Einigung zwischen Serbien und Kosovo über die Umsetzung des von der EU unter-
stützten Abkommens zur Normalisierung der Beziehungen.26 Diese Einigung sieht 
vor, dass Serbien den Kosovo zwar nicht völkerrechtlich anerkennt, aber die Eigen-
staatlichkeit seiner ehemaligen Provinz zur Kenntnis nimmt und die Reisepässe, Kfz-
Kennzeichen und Zollpapiere des Kosovo anerkennt. Der Kosovo soll wiederum die 
Rechte der serbischen Volksgruppe im Land institutionell absichern. Das ist ein wei-
terer wichtiger Schritt, um die Normalisierung der Beziehung zwischen Serbien und 
dem Kosovo und friedensfördernde Maßnahmen zu verwirklichen. 

Man darf nicht vergessen, dass Kriege immer erst in den Köpfen der Menschen 
entstehen. Bildung und Erziehung können gegen gewaltvolle Gedanken angehen, 

24 Law No. 03/L-068 2008; Law on Education in Municipalities of Kosovo:
 https://gzk.rks-gov.net/ActDocumentDetail.aspx?ActID=2543 (Zugriff: 28. März 2023).
25 Law No. 03/L-040 2008; The Law on Local Self-Government:
 https://mapl.rks-gov.net/wp-content/uploads/2017/10/Law-On-Local-Self-Government.pdf (Zugriff 

28. März 2023). 
26 https://www.faz.net/aktuell/politik/ausland/serbien-und-kosovo-normalisieren-ihre-beziehun-

gen-18759319.html (Zugriff 19. März 2023). 
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wenn sie die Folgen von Krieg und Gewalt verdeutlichen und Räume für gemeinsames 
Lernen schaffen und zudem einen gewaltfreien Umgang mit Konflikten vermitteln. 
Bildung ist kein marginaler Akteur in der Friedensförderung, sondern eine Kernkom-
ponente beim Aufbau eines nachhaltigen Friedens (UNICEF 2011: 7). Tatsächlich 
hat sich gezeigt, dass die Distanz zwischen Ethnien mit höherem Bildungsniveau ab-
nimmt (YIHR 2015: 275). 

Um die Demokratie zu stärken, müssen Bildungssysteme im Allgemeinen den 
multikulturellen Charakter der Gesellschaft berücksichtigen und darauf abzielen, 
aktiv zu einem friedlichen Zusammenleben und einer positiven Interaktion zwischen 
verschiedenen kulturellen Gruppen beizutragen.27 Interkulturelle Bildung muss da-
rauf abzielen, über das passive Zusammenleben hinauszugehen – durch die Schaffung 
von Verständnis, Respekt und Dialog zwischen den verschiedenen kulturellen Grup-
pen, um Entwicklung und nachhaltiges Zusammenleben in multikulturellen Gesell-
schaften zu erreichen (UNESCO 2006: 18). Die Regierung des Kosovo sollte eine 
breitere Beteiligung und Einbeziehung von Gemeinschaften in die Entwicklung von 
Bildungspolitiken gewährleisten (OSCE 2018: 28). 

Das Erziehungswesen muss demzufolge aktiv von Staaten inhaltlich und in seiner 
Form derart gestaltet werden, dass das friedliche Zusammenleben und ein positiver 
Austausch zwischen verschiedenen kulturellen und ethnischen Gruppen gefördert 
werden kann. Diese Ziele des Bildungswesens und Forderungen an den Inhalt der 
Bildung werden auch von verschiedenen UN-Konventionen eingefordert, wie vom 
UN-Sozialpakt (ICESCR)28 und der UN-Kinderrechtskonvention (CRC).29 Artikel 
29 (1) CRC unterstreicht zum Beispiel, dass Kindern Achtung vor den Menschen-
rechten und Grundfreiheiten und den in der UN-Charta verankerten Grundsätzen 
durch die Bildung zu vermitteln sei. Das Menschenrecht des Kindes auf Bildung ist 

27 Ein Dialog im Erziehungswesen im Kosovo könnte systematisch angegangen werden durch die Förde-
rung des regelmäßigen interkommunalen Austausches innerhalb und zwischen den Schulen; durch die 
Entwicklung von Leitlinien für schulische und außerschulische Aktivitäten; durch eine qualitativ 
hochwertige Ausbildung und Vorbereitung der Lehrkräfte, um auf multikulturelle Bedürfnisse eingehen 
zu können; durch die Aufnahme des Themas „Diversität“ in den Lehrplänen; durch die Entwicklung 
von Lehrplänen zum Erlernen von zwei (Amts)Sprachen, die nicht die eigene Muttersprache sind; durch 
spezialisierte Lehrkraftschulungen zum Unterrichten von Sprachen und die Verfügbarkeit von maßge-
schneiderten Lehrbüchern für den Sprachunterricht; durch Lehreinheiten zum Thema Menschenrech-
te, Nichtdiskriminierung und Diversität; durch Sicherstellung, dass Lehrbücher und Unterrichtsmate-
rialien keine diskriminierenden Inhalte beinhalten und so Vorurteile abgebaut werden können und 
Vielfalt gefördert wird. 

28 Siehe Artikel 13 und 14 UN-Sozialpakt (ICESCR) sowie General Comment No. 13 (1999), Commit-
tee on Economic, Social and Cultural Rights, E/C.12/1999/10.

29 Siehe Artikel 28 und 29 UN-Kinderrechtskonvention (CRC).
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nicht nur eine Frage des Zugangs (Art. 28 CRC), sondern auch des Inhalts.30 Eine 
Bildung, deren Inhalt fest in den Werten des Artikels 29 (1) CRC verankert ist, ist für 
jedes Kind ein unverzichtbares Instrument für seine Bemühungen, im Laufe seines 
Lebens eine ausgewogene, menschenrechtsfreundliche Antwort auf anstehende Her-
ausforderungen finden zu können.31

Die weitere Ausgestaltung des Bildungssystems im Kosovo und auch in anderen 
ehemaligen Konfliktgebieten wird also mit darüber entscheiden, ob Feindbilder und 
Ungerechtigkeiten überwunden werden können und nachhaltiger Frieden gewährleis-
tet werden kann.
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